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2022. .._ 
. Bekanntmachung 

der Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 26. Januar 1996 

Die 10. Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat 
aufgrund der §§ 6 Abs. 1 und 7 Abs. 1 Buchstabe d) der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vo~ 
14. Juli 1994 (GV. NW. S, 657) in der Sitzung am 26. Januar 
1996 folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt 
gemacht wird: 

Die Hauptsatzung des Landschaftsverbandes West­
falen-Lippe in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. Januar 1995 (GV. NW. S. 72), zuletzt geändert am 
16. November 1995 (GV. NW. S. 1182), wird wie lolgt neu 
gelaßt: 

1. § 4 - Fachausschüsse - wird ... uro folgenden Absatz 6 
ergänzt: 
,,(6) Für den Gesundheits- und Krankenhausausschuß 
gelten die Bestimmungen der Betriebssatzung für die 
Krankenhäuser des LandschaftsveJ:"bande.s Westfalen­
Lippe in der jeweils geltenden Fassung." 

2. Diese Satzung tritt am 1. Februar 1996 in Kraft. 

Münster, den 26. Janu.ar 1996 . 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994; 
(GV. NW. S. 666), geändert am 12. Dezember 1995 (GV. 
NW. S. 1198), und § 2 Abs. 1 der Gemeindekrankenhause 
betriebsverordnung (GemKHBVO) vom 12. Oktober 1977 
(GV. NW. S. 360). zuletzt geändert durch Verordnung vom 
12. Februar 1991 (GV. NW. S. 143), folgende Satzung 
beschlossen,' die hiermit bekannt gemacht wird: 

. Die Betriebssatzung für die Krankenhäuser des Land­
schaftsverbandes Westfalen-Lippe in der Fassung der 
Bekanntmachung vOm 12. November 1987 (GV. NW. 1988 
S. 48) wird wie folgt neu gelaßt: 

1. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
AufgabenIVersorgungsauftrag 

(1) Die Krankenhäuser des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe (LV olL) haben die Prävention, Untersu­
chung, Behandlung, Pflege und Rehabilitation von Pa­
tientenIPatientinnen entsprechend ihrer AufgabensteI­
lung und der ihnen nach regionalen oder sachlichen 
Gesichtspunkten übertragenen Aufnahmeverflichtungen 
sicherzustellen sowie sonstige aufgrund VOn Vertrag, 
Gesetz oder dieser Satzung übertragenen Aufgaben 
wahrzunehrrien. Dazu gehören d~e Aufgaben der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung aller Beschäftigten, die Umset­
zung des Umweltprogramms der Krankenhäuser und des 
Gleichstellungsplanes des LWL in der für die Kliniken 
geltenden Fassung sowie gutachtliche Stellungnahmen 
im Rahmen von Unterbringungsverfahren nach näherer 
Bestimmung durch Dienstanweisung des Direktors/der 
Direktorin des L WL. 

(2) Die KraTIkenhäuser haben darauf hinzu wirken, ihre 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öf~entli,cl;1 be- ~ingliederung in ,die regionalen Versorgungsstrukturen 

kannt gemacht. sicherzustellen und die Weiterentwicklung der regiona-

Wendzinski 
Vorsitzende der 
10. Landschafts­

versammlung 

Dr. Scholle 
SchriftfUhfer' der 
10. Landschafts­

versammlung 

E . d ·da f h' g 'es daß d'e Verl t g von len psychosozialen Versorgung zu fördern. Sie haben auf 
SWIT rau m e'Wl en, 1 ezun d'l I t . . ht hrKr 

Verfahrens- oder Formvorschriften dieser Landschafts- die gemein enahe SOZla e n egratlOn mc me an­
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kenhausbehandlungsbedürftiger hinzuwirken. Die kon-

kreten Leistungsziele der einzelnen Kliniken des L WL 
beim Zustandekommen dieser Satzung nal;h ,A,blauJ ~:r;tes __ müssen in regelmäßigen Abständen verbindlich zwischen 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend Klinik und Träger vereinbart und die Realisierung über­
gemacht werden kann, es sei denn prüft werden. Träger und Kliniken entwickeln geeignete 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein Verfahren der Qualitätssicherung. 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde rpcht (3) Spezielle Angebote in der psychiatrischen Gesamt-
durchgeführt, versorgung, die über das regionale Versorgungsangebot 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich einer Klinik hinausgehen sowie Sonderversorgungsauf-
bekannt gemacht worden, gaben, insbesondere die Führung von Pflege- und Wohn-

e) der Direktor des Landschaftsver:l:>ahdes 'hat d,en Be- bereichen, können mit Zustimmung des Direktors/der 
schluß der Landschaftsversammlung vorher beanstan- Direktorin des L WL übernommen werden. Zu den Son­
det oder derversorgungsaufgaben erläßt der Direktor/die Direkto-

d) der Fonn- oder Verfahreosmangel ist gegenüber dem rin eine Dienstanweisung. 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich­
net worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 26. Januar 1996 

2022 

Dr. Scholle 
Direktor des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe 

- GV. NW. 1996 S. 84. 

Bekanntmachung 
der Satzung zur Neufassung der Betriebssatzung 

für die Krankenhäuser 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 26. Januar 1996 

Die 10. Landschaftsversarnmlung des Landschaftsver­
bandes Westfalen-Lippe hat am 26. Januar 1996 aufgrund 
der §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 d und 23 Abs. 2 der Landschafts­
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 657) in Verbindung mit § 107 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

§ 2 
Rechtsgrundlagen 

(I) Die Krankenhäuser des LWL werden nach dem 
Krankenhausgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in 
Verbindung mit der Gemeindekrankenhausbetriebsver­
ordnung, der Eigenbetriebsverordnung, der Landschafts­
verbandsordnung und dieser Satzung als organisatorisch 
und wirtschaftlich eigenständige Einrichtungen ohne 
Rechtspersönlichkeit geführt. 

(2) Für die Einrichtungen des Maßregelvollzugs gilt 
darüber hinaus das Maßregelvollzugsgesetz NVV in der 
jeweils gültigen Fassung mit den dazu erlassenen D1ll'Ch­
führungsverordnungen. 

§ 3 
Geltungsbereich, Name und Gliederung 

(l) Diese Satzung gilt als Einzelsatzung für die folgen­
den Krankenhäuser des L WL: 

1. Westf. Klinik für Psychiatrie und Psychotherpie 
Benningha usen 

2. Westf. Zentrum für Psychiatrie und Psychotherapie 
Bochum - Universitätsklinik -

3. Westf. Zentrum für Psychiatrie, Psychotherapie und 
Psychosomatik Dortmund - Akademisches Lehrkran­
kenhaus der Ruhr-Universität Bochwn-
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4. Hans-Prinzhorn-Klinik 
...: Westf._ Klinik für ,Psychiatrie und Psychotherapie 
Hemer-

5.' Westf. Klinik für Geriatrische Psychiatrie. Geseke 
6. Bernhard-Salzmann-Klinik Gütersloh 

- Westf. Fachkrankenhaus für Suchtkranke -
7. ,Westf. Klirlik für 'P~ychiat~ie~ Psychotherapie, Psy­

chosomatik und Neurologie Gütersloh 
8. Westf. Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und 

Psychotherapie in der Haard, Marl-Sinsen 
9. Westf. Klinik schloß Haldem " 

- Maßregelvollzug,seinrichtUng zur Behandlung und 
. Rehabilitation Suchtkranker -" 

10, Westf. Institut für 'Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Psychotherapie und Heilpädagogik Hamm 

11. Westf. Zentrum für Psychiatrie und Psychotherapie 
Herten 

12. Westf. Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und 
Neurologie Lengerich 

13. W~stf. Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
Lippstadt" " 

14. Westf. Zentrum für Forensische Psychiatrie Lipp­
stadt 

15. Westf. Klinik für' Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Psychotherapie . ' , 
- St.-Johannes-Stift Marsberg -

16. Westf. Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
Marsberg 

p. Westf. Therapiezentrum Marsberg ,;Bilstein" 
- Maßregelvollzugseinric~tung zur Behandlung und 
Rehabilita.tion SuchtkraiiKer':': - - ,- , ... 

18. Westf. Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
Münster " 

19. Westf. Zentrum für Psychiatrie und Psychotherapie 
Padel'born 
- Akademisches Lehrkrankenhaus der Universität 
Münster -

20. Westf. Klinik, für die l3ehandlung von Suchtkrankhei­
. ten Stillemberg (Warstein) I 

21. Westf. Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
Warstein. 

(2) Die Krankenhäuser werden in selbständige Abtei­
lungen gegliedert. Die Abteilungsgliederung der Kran­
kenhäuser für Erwachsenenpsychiatrie erfolgt abhängig 
von ihrem spezifischen Versorgungsauftrag und ihrer 
Größe entsprechend der in der Psych-PV vorgenommenen 
Unterteilung nach Allgemeiner Psychiatrie, Abhängig­
keitskranke und Gerol}topsychiatrie. Eine andere Abtei­
lungsgliederung sowie'die Bildung weiterer - auch nicht 
bettenführender - Abteilungen ist zulässig. Die Abtei­
lungsgliederung und ihre Einzelfortschreibung unterlie­
gen der Genehmigung' durch den Direktor/die Direktorin 
desLWL. 

(3) Die Leitung der Abteilungen Allgemeine Psychia­
trie, Abhängigkeitskranke und Gerontopsychiatrie und 
gegebenenfalls weiterer bettenführender Abteilungen be­
steht jeweils aus einem/einer fachlich nicht weisungsge­
bupdenen Abteilungsarzt/A.bt~ilungsärztiri., der/die die 
Letztverantwortung für ;Diagn.ost,ik und Therapie trägt, 
und einer Krankenschwester/eiilem Krankenpfleger mit 
entsprechender Qualifikation. Die Leitung zusätzlich 
gebildeter - auch nicht bettenfühl'ender - Abteilungen 
kann auch durch qualifiZierte Angehörige nicht medizi­
nisch/-pflegerischer Berufsgruppen besetzt werden. In 
diesen Fällen liegt die ärztliche Letztverantwortung bei 
dem Leitenden Arzt/der Leitenden Arztin oder bei einem 
von ihrn/ihr Beauftragten. Die Abteilungsleitung nimmt 
ihre fachlichen Aufgaben ejgenverantwortlich wahr. Sie 
ist zur Zusammenarbeit verpflichtet. Die abteilungslei­
tenden ärztlichen und pflegerischen Funktionen sollen 
befristet übertragen werden. Die Geschäftsverteilung 
zwischen der Betriebsleitung und der Abteilungsleitung 
wird von der Betriebsleitung grundsätzlich geregelt. 
Diese ist dem Träger zur Kenntnis zu geben. 

(4) In begründeten Ausnahmefällen können auch die 
Funktionen der Abteilungsleiter des Wirtschafts- und 
Verwaltungsdienstes in Abstimmung zwischen Träger 
und Betriebsleitung befristet übertragen werden. 

§4 
Gemeinnützigkeit 

(1) Die Krankenhäuser verfolgen ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab­
schnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgaben­
ordnung in der jeweils gültigen Fassung. Zweck der 
Krankenhäuser ist die Förderung des öffentlichen Ge­
sundheitswesens. 

(2) Die Krankenhäuser sind selbstlos tätig. Sie verfol­
gen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Die Mittel der Krankenhäuser dürfen nur für 
satzungsmäßige Z.wecke verwendet werden. Dies gilt 
auch für etwaige uoerschüsse. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck betrieb der Krankenhäuser fremd sind, begünstigt 
werden. 

(5) Im Falle der Auflösung der Krankenhäuser oder 
eines Krankenhauses fällt das Vermögen an den LWL 
zurück. 

2. Abschnitt: 
Zuständigkeit der Krankenhäuser 

§ 5 
Zusammensetzung der Betriebsleitungen 

(1) Für jedes Krankenhaus wird eine Betriebsleitung 
bestellt. Den Betriebsleitungen gehören jeweils an: 

- der Leitende Arzt/die Leitende Ärztin, 
- der Leiter/die Leiterin des Pflegedienstes, 
- der Leiter/die Leiterin des Wirtschafts- und Verwal-

tungsdienstes. 

(2) Für die Mitglleder der Betriebsleitungen ist je ein 
Vertreter/eine Vertreterin aus dem Kreis der Abteilungs­
leiter/Abteilungsleiterinnen zu bestellen. 

(3) Jede Betriebsleitung gibt sich eine Geschäftsord­
nung, die der Genehmigung durch den Direktor/die 
Direktorin des L WL bedarf. 

(4) Eine Erweiterung der Betriebsleitung ist zulässig. 
Die Entscheidung über die Erweiterung ist dem Direktor/ 
der Direktorin des L WL vorbehalten. 

(5) Das Beschäftigungsverhältnis der Betriebsleitungs­
mitglieder und die Funktionsübertragung ihrer Stell ver­
treter sind zu befristen. 

§ 6 
Zuständigkeit der Betriebsleitungen 

(1) Die Betriebsleitungen leiten das jeweilige Kranken­
haus selbständig und eigenverantwortlich, soweit sich 
nicht aus der Landschaftsverbandsordnung, der Gemein­
dekrankenhausbe~riebsverordnung, dieser Satzung oder 
anderen Rechtsvorschriften etwas anderes' ergibt. Sie 
sind zuständig für alle Angelegenheiten der laufenden 
Betriebsführung mit Ausnahme derjenigen, die sich der 
Träger nach dieser Satzung ausdrücklich vorbehalten 
hat. Zur laufenden Betriebsführung gehört auch die 
technikunterstützte Informationsverarbeitung auf Basis 
klinikübergreifender gemeinsamer Grundsätze. Der Trä­
ger ist angemessen zu beteiligen, um seine Informations­
und Controllingaufgaben datenverarbeitungsgerecht 
wahrnehmen zu können. 

(2) Die Betriebsleitungen stellen jeweils den Entwurf 
des Wirtschaftsplanes, des Finanzplanes und des_Jahres­
abschlusses auf und leiten diese dem Direktor/der 
Direktorin des LWL zu. Sie führen das Krankenhaus auf 
der Grundlage des Wirtschaitsplanes einschließlich der 
Stellenübersicht und leiten es unter Beachtung seiner 
Aufgabenstellung nach den Grundsätzen eines sparsam 
wirtschaftenden und leistungsfähigen Betriebes. 

(3) Die Betriebsleitungen sind in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung zu hören, insbesondere vor 
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1. der Festlegung der Ziele des Krankenhauses, 
2. der Feststellung der Wirtschaftspläne einschließlich 

der Stellenübersichtel1. 
Außerdem sind sie vor jeder EntscheidWlg in einer dem 
Träger durch diese Satzung ausdrücklich vorbehaltel1en 
Angelegenheit der laufenden Betriebsführung rechtzeitig 
zu hören. 

(4) Die Betriebsleitungen sind verpflichtet, den Direk­
tor/die Direktorin des LWL über alle wichtigen Ange­
legenheiten rechtzeitig zu unterrichten und ihm/ihr auf 
Verlangen über alle Angelegenheiten Auskunft zu ertei­
len. Sie haben ihn/sie vierteljährlich über die Entwick­
lung der Aufwendungen und Erträge sowie über die 
Abwicklung des Vermögensplanes schriftlich zu unter­
richten. 

(5) Die Betriebsleitungen gewährleisten die Qualitäis­
sicherung bezüglich BehandlWlg, Versorgungsabläufen 
und Behandlungsergebnissen entsprechend der Ver­
pflichtung aus § 7 KHG-NW und § 137 SGB V und der von 
dem Direktor/der Direktorin des LWL vorgegebenen 
Rahmenbedingungen gemäß § 14 Abs. 3 Ziffer 6 dieser 
Satzung. Insbesondere sind die Vorgaben der Personal­
verordnung Psychiatrie zu beachten. 
Die Betriebsleitungen berichten der Dfrektorinldem- Di­
rektor des L WL über Maßnahmen und Vorhaben der 
Qualitätssicherung. 

§7 
Personalangelegenheiten 

(1) Die Einstellung und Höhergruppierung sowie Ent­
lasstUlg der Beschäftigten in den Krankenhäusern sind 
den Betriebsleitungen übertragen mit Ausnahme 

1. der Mitglieder der_ Betriebsleitungen und ihrer Ver­
treterlVertreterinnen, 

2. der Leiter/Leiterinnen der Abteilungen gern. § 3 Abs. 3 
dieser Satzung, 

3. der BeamtenIBeamtinnen. 

(2) Die Zuständigkeit für die EinstelltUlg, Ernennung, 
Beförderung und Entlassung der BeamtinnenlBeamten 
richtet sich nach § 20 Abs. 4 LVerbO i. Y.m. der Haupt­
satzung des LWL. 

(3) Soweit für Entscheidungen in Personalangelegen­
heiten von Beschäftigten in den Krankenhäusern der 
Träger zuständig ist, steht den Betriebsleitungen ein 
Vorschlagsrecht zu. 

§ 8 
Geschäftsführung der Betriebslei tungen 

(1) Die Geschäftsverteilung innerhalb der Betriebslei­
tungen wird durch Dienstanweisung geregelt, die der 
Direktor/die Direktorin des LWL mit Zustimmung des 
Gesundheits- tUld Krankenhausausschusses erläßt. 

(2) Die Mitglieder der Betriebsleitungen sind zur ge­
meinsamen Leitung des Krankenhausbetriebes und zur 
Zusammenarbeit verpflichtet. Sie haben bei allen Ent­
scheidungen die Interessen des Krankenhausbetriebes zu 
wahren und die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen 
Berufsgruppen zu fördern. . 

(3) Die Geschäftsführung innerhalb der Betriebsleitung 
liegt beim Leiter des Wirtschafts":' und Verwaltungsdien­
stes. 

(4) Die Mitglieder der Betriebsleitungen stnd berech­
tigt, in ihren Geschäftsbereichen im Rahmen der laufen.;. 
den Betriebsführung allein zu entscheiden. Beschlüsse 
über Entscheidungen von übergreifender Bedeutung 
(Entscheidungen, die tiber einen Gesc1;läftsbereich 
hinausgehen), sollen einvernehmlich mit allen Mitglie­
dern der Betriebsleitung getroffen werden. Wird Einver­
nehmen nicht erzielt, ist innerhalb von 7 Tagen erneut zu 
beraten. Die Entscheidung ist mehrheitlich zu treffen. 
Das überstimmte Mitglied der Betriebsleitung ist berech­
tigt, innerhalb einer Frist von 3 Tagen den Direktor/die 
Direktorin des LWL anzurufen. Bis zu einer endgültigen 
Entscheidung des Direktors/der Direktorin des L WL, die 
innerhalb von 14 Tagen zu treffen ist, darf die Mehrheits­
entScheidung nicht vollzogen werden. Kommt eine Mehr­
heitsentscheidung nicht zustande und kann dies eine 

Erfolgsgefährdung zur Folge haben, entscheidet der 
Leiter/die Leiterin des Wirtschafts- und Verwaltungs­
dienstes. Den übrigen Mitgliedern der Betriebsleitung 
steht in diesem Fall gemeinsam das Recht zu, innerhalb 
einer Frist von 3 Tagen den Direktor/die Direktorin des 
LWL anzurufen. Bis zu einer endgültigen Entscheidung 
des Direkt.ors/der Direktorin des LWL, die innerhalb von 
14 Tagen zu treffen ist, darf die Entscheidung des 
Leiters/der Leiterin des Wirtschafts- und Verwaltungs­
dienstes nicht vollzogen werden. In den Fällen, in denen 
keine Mehrheitsentscheidung zustande kommt und dies 
keine Erfolgsgefährdung zur Folge haben kann, unter­
richtet der Leiter/die Leiterin des Wirtschafts- und Ver­
waltungsdienstes den Direktor/die Direktorin des LWL. 
Duldet eine Entscheidung aufgrund einer Gefährdung 
der Krankenversorgung keine A:ufschub, so entscheidet 
der Leitende Arzt/die Leitende Ärztin abschließend. 

§ 9 
Vertretung 

(1) In Angelegenheiten des Krankenhauses, die der 
Entscheidung der Betriebsleitung unterliegen, wird der 
-L WL_ durch den Leiter/die Leiterin des Wirtschafts- und 
Verwaltungsdienstes und ein weiteres Mitglied der Be­
triebsleitung gemeinschaftlich vertreten. 

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der 
Beauftragten sowie der Umfang der Vertretungsbefugnis 
werden durch den Träger öffentlich bekanntgemacht. 
Die Vertretungsberechtigten unterzeichnen unter dem 
Namen des Krankenhauses. 

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen für das Kranken­
haus ist entsprechend § 21 LVerbO zu verfahren. Die 
Erklärungen sind vom Direktor/von der Direktorin des 
LWL oder seinem/ihrer/ihrem Stellvertreter/seiner Stell­
vertreterin tUld dem/der sachlich zuständigen Landesrati 
Landesrätin zu unterzeichnen. Die Geschäfte der laufen­
den Betriebsführung gelten als einfache Geschäfte der 
laufenden Verwaltung (§ 21 Abs. 2 LVerbO). 

§ 10 
AbteiltUlgsleiter-/innenkonferenz 

(1) Die Abteilungsleiter-linnenkonferenz besteht aus 
den LeiternlLeiterinnen aller Abteilungen gern. § 3 Abs. 2 
und 3 dieser Satzung und den Mitgliedern der Betriebs­
leitung: Den Vorsitz führen der Leitende Arzt/die Lei­
tende Arztin oder der Leiter/die Leiterin des Pflegedien­
stes. 

(2) In der Abteilungsleiter-/innenkonferenz sind die 
abteilungsübergreifenden und grundsätzlichen Angele­
genheiten des Krankenhauses zu erörtern. Die Ergebnisse 
der Abteilungsleiter-/innenkonferenz sollen eine wesent­
liche Grundiage für die Beschlüsse der Betriebsleitung 
sein. 

(3) Die Abteilungsleiter':/innenkonferenz gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

3. Abschnitt 
Zuständigkeit des Krankenhausträgers 

§11 
Landschaftsversammlung 

(1) Die Landschaftsversammlung beschließt über die 
Angelegenheiten, die sie nach der Landschaftsverbands­
ordntUlg nicht übertragen kann, und über 
1. die Feststellung und Änderung der Wirtschaftspläne, 
2. die Feststellung der Jahresabschlüsse und die Verwen­

dung der Gewinne und die Behandlung der Verluste, 
3. die Rückzahlung von Eigenkapital an den LWL. 

(2) Der Landschaftsversammlung werden die Finanz­
pläne vorgelegt. 

§12 
Landschaftsausschuß 

Der Landschaftsausschuß beschließt über alle Kran­
kenhausangelegenheiten, soweit sie nicht 

- der Landschaftsversammlung vorbehalten sind, 
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- dem Gesundheits- und Krankenhausauss.chuß oder 
einem anderen Fachausschuß zur Entscheidung zuge­
wiesen sind oder 

- Geschäfte der laufenden Betriebsführung sind. 

Der Landschaftsausschuß hat die Beschlüsse der Land­
schaftsversamrnlung vorzubereiten. Er berät insbeson­
dere die Entwürfe der Wirtschafts- und Finanzpläne 
sowie die Jahresabschlüsse nach' Vorberatung im Ge­
sundheits- und Krankenhausausschuß sowie im Finanz­
ausschuß vor der .Besch).ußfassung in der Landschafts­
versammlung. 

§ 13 
Gesundheits-_ und Krankenhausausschuß 

(1) Für die Kranken,häuser wird ein Gesundheits- und 
Krankenhausausschuß gebildet. Der Gesundheits- und 
Krankenhausausschuß ist Fachausschuß im Sinne des 
§ 13 Ahs.l1etzter Satz LVerbO. Seine Zusammensetzung 
regelt die Hauptsatzung. 

(2) Auf das Verfahren im Gesundheits- und Kranken­
hausausschuß finden die Vorschriften der Landschafts­
verbandsordnung, der Hauptsatzung und der Geschäfts­
ordnung der Landschaftsversammlung und ihrer Aus­
schüsse Anwendung. An den Beratungen des Ge­
sundheits- und Krankenhausausschusses nehmen die 
Betriebsleitungen teil, so...;v:eit Angelegenheiten ihres 
Krankenhauses beraten werden; sie sind berechtigt und 
auf Verlangen verpflichtet, ihre Ansicht,zu einem Punkt 
der Tagesordnung darzuleg-en-. -

(3) Der Gesundheits- und Krankenhausausschuß be­
rät die Beschlüsse der Landschaftsvers.ammlung._und des 
Landschaftsausschusses vor. Die Kompetenzen der 
übrigen Fachausschüsse nach § 13 Abs. 6 LVerbO bleiben 
in ihren Geschäftsbereichen unberührt. 

(4) Dem Gesundheits- und Krankenhausausschuß siIid 
folgende Angelegenheiten zur Entscheidung zugewiesen: 
1. Festsetzung der allgemeinen Auinahme- und Aufent­

haltsbedingungen in den Krankenhäusern; 
2. Benennung des Prüfers/der Pruferin für den Jahresab­

schluß; 
3. Zustimmung zu den nicht unabweisbaren und nicht 

eilbedürftigen, erfolgsgefährdenden Mehraufwendun­
gen im Erfolgsplan. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die 
Stelle der Zustimmung des Gesundheits- und Kran­
kenhausausschusses die des Direktors/der Direktorin 
des X,WL. Der Gesundheits- und Krankenhausaus­
schuß ist unverzüglich zu unterrichten. 

4. Zustimmung zu Mehra.usgaben für E.inzelvorhaben im 
Vermögensplan, die den veranschlagten Investitions­
bedarf um mehr als 10%, mindestens aber um 50000 
DM übersteigen. Bei Mehrausgaben über 500000 DM 
ist z1,lsätzlich die ZustiWJ11ung des Finanzausscqusses 
einzuholen. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der 
Zustimmung des ,Gesundheits- und Krankenhausaus­
schusses._sowie des Finanzausschusses die des Direk­
tors/der Direktorin des LWL. Der Gesundheits- und 
Krankenhausausschuß sowie bei Mehrausgaben von 
über _500000 DM auch der Finanzausschuß sind unver­
züglich zu unterrichten. 

5. die Einstellung, Bestellung, Abberufung und Entlas­
sung der Mitglieder der Betriebsleitungen und deren 
VertretelinnenIY ertretern. In dringenden Fällen kann 
der Direktor/die Direktorin des LWL Beschäftigte 
vorübergehend mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
von Mitgliedern der Betriebsleitungen oder deren 
VertreterinnenfV ertretern beauftragen. 

6. Zustimmung zur Dienstanweisung gemäß § 8 Abs. 1 
dieser Satzung. 

§14 
DirektorlDirektoriri des L WL 

(1) Der Direkti5rfdfe- DireRtönn' Cles L WL 'ist Dienst­
vorgesetzte(r) aller Dienstkräfte der Krankenhäuser. Er/ 
Sie übt die Diensta.ufsicht.und die Aufsicht aufgrund von 
rechtlichen Vorgaben aus. 

(2) In Ausübung der Aufsicht gemäß Absatz 1 und im 
Interesse der Einheitlichkeit der Betriebsführung kann 
der Direktor/die Direktorin des LWL den Betriebsleitun­
gen Weisungen erteilen. Glauot eine Betriebsleitung nach 

pflichtgemäßem Ermessen die Verantwortung für die 
Durchführung einer Weisung des Direktors/der Direkto,,:, 
rin des L WL nicht übernehmen zu können, so hat sie sich 
an den Gesundheits- und Krankenhausausschuß zu wen­
den. Wird keine übereinstimmung zwischen dem Ge­
sundheits- und Krankenhausausschuß und dem Direktor/ 
der Direktorin des LWL erzielt, so ist die Entscheidung 
des Landschaftsausschusses herbeizuführen. 

(3) Der Direktor/die Direktorin des L WL ist insbeson­
dere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

1. Bereitstellung der Kliniken für Lehre und Forschung; 
2. die Einstellung, Bestellung, Eingruppierung, Höher­

gruppierung, Abberufung und Entlassung von Be­
schäftigten gem. § 7 Abs. 1 Ziffer 1 und 2; 

3. Nebentätigkeiten für die Beschäftigten gern. §-7 Abs. 1 
Ziffer 1 und 2, soweit dies nicht den Betriebsleitungen 
übertragen worden ist; 

4. bei allen Beamten für die Verleihung der Eigenschaft 
einer Beamtin/eines Beamten auf Probe oder auf 
Lebenszeit, Entl3,ssi..mg auf Antrag, Versetzung in den 
Ruhestand und Versetzung in den Geschäftsbereich 
eines anderen Dienstherrn; 

5. Regelungen zur Personalanpassung, soweit die 
Dienststelle alle Anpassungsmöglichkeiten ausge­
schöpft hat, sowie deren Durchführung unter Mitwir­
kung der jeweiligen Betriebsleitung; 

6. Rahmenbedingungen für die Qualitätssicherung in 
den Krankenhäusern, einschließlich der Grundsatz­
fragen in Aus-, Fort- und Weiterbildungsangelegen­
heiten aller Bes~häftigten; 

7. Planung und Finanzierung mittel- und langfristiger 
Investitionen; 

8. Grundlagenermittlung, Planungsvorbereitung bis zur 
Genehmigung und Durchführung des Zustimmungs­
verfahrens für Baumaßnahmen, für die nach Landes­
bauordnung in der jeweils gilltigen Fassung der LWL 
als öffentlicher Bauherr zuständig ist; das Nähere 
regelt eine Vereinbarung zwischen der jeweiligen 
Betriebsleitung und dem Direktor/der Direktorin des 
LWL; 

9. Durchführung des Gen_ehmigungsverfahrens für 
Maßnahmen, die nach § 9 des Denkmalschutzgesetzes 
erlaubnispflichtig sind; 

10. Durchführung des Genehmigungsverfahrens für 
technische Anlagen nach BImSehG; 

11. Erfassung der Bausubstanz und ihre Kartierung; 
12. Planungsvorbereitung von Femmelde- und Kommu­

nikationseinrichtungen; 
13. Grundlagen der Energieversorgung und Energieein­

sparung;" 
14. Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzlicher 

Bedeutung; 
15. Genehmigung der Abteilungsgliederung und ihrer 

Fortschreibung gem. § 3 Abs. 2 dieser Satzung; 
16. Pflegesatzverhandlungen unter grundsätzlicher Be­

teiligung der jeweiligen Betriebsleitung; 
17. Rechtstreitigkeiten mit Ausnahme erstinstanzlicher 

Personalvertretungsstreitigkeiten und erstinstanzli­
cher Verfahren zur Geltendmachung von Behand­
lungs- und Pflegekostenforderungen. Die Durchfüh­
rung sonstiger Gerichtsverfahren kann vom Direktor/ 
von der Direktorin des L WL den Kliniken übertragen 
werden; 

18. Mitwirkung in Datenschutzangelegenheiten von 
- grundsätzlicher Bedeutung; 

19. die Erstellung und Kontrolle der Umsetzung des 
Gleichstellungsplanes und grundsätzliche Angele­
genheiten der Gleichstellung. 

4. Abschnitt 
Wirtschaftsführung, Rechnungswesen 

und Rechnungsführung 

§ 15 
Wirtschaftsführung 

(1) Die Krankenhäuser sind wirtschaftlich zu führen. 
Sie werden durch die öffentliche Förderung der Investi-
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tionskosten, leistungsgerechte Entgelte und Vergütungen 
für vor- und nachstationäre Behandlungen nach dem 
Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäu­
ser und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze sowie 
sonstige Erlöse wirtschaftlich gesichert. 

(2) Die Krankenhäuser sind als Sondervennögen zu 
verwalten und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des 
Sondervennögens-ist Bedacht zu nehmen. 

(3) Ein etwaiger Gewinn darf nur entnommen werden, 
wenn er in einem Bereich erzielt wurde, der nicht nach 
dem Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Kranken­
häuser und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
gefördert wird, und wenn Kapitalausstattung und Fi­
nanzlage der Krankenhäuser die Entnahme gestatten. 

(4) Ein etwaiger Jahresverlust ist, soweit er nicht aus 
Haushaltsmitteln ausgeglichen wird, auf neue Rechnung 
vorzutragen. Die Gewinne der folgenden fünf Jahre sind 
zunächst zur Verlusttilgung zu verwenden. Ein nach 
Ablauf von fünf Jahren noch nicht getilgter Verlustvor­
trag kann durch Abbuchung von den Rücklagen ausgegli­
chen werden, wenn -Oie Eigenkapitalausstattung dies 
zuläßt. Ist dies nicht der Fall, ist der Verlust aus 
Haushaltsmitteln auszugleichen. Im übrigen sind Jahres­
überschüsse zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und 
Leistungsfähigkeit des_ Krankenhausbetriebes zu ver­
wenden oder den Rücklagen zuzuführen. 

(5) Den Krankenhäusem wird vom Träger gemäß § 10 
Abs. 4 GemKBVO auf Dauer Kapital zugewiesen, dessen 
jeweilige Höhe sich aus dem gemäß § 5 Abs. 6 KHBV im 
Jahresabschluß ausgewiesenen "festgesetzten Kapital" 
ergibt. . 

§ 16 
Wirtschaftspläne 

(1) Für die Krankenhäuser sind Wirtschaftspläne, be­
stehend aus Erfolgsplan, Verrnögensplan und der Stellen­
übersicht, in entsprechender Anwendung der Vorschrif­
ten der Eigenbetriebsverordnung und unter Beachtung 
sonstiger bundes- und landesrechtlicher Regelungen 
nach Maßgabe der Gemeindekrankenhausbetriebsver­
ordnung aufzustellen. Die Ausgaben für kurzfriste Anla­
gegiiter werden in den Finanzplänen in einer Summe 
veranschlagt. 

(2) Der Erfolgsplan ist zu ändern, wenn eine gegenüber 
dem Planansatz erhebliche Erhöhung des Betriebsverlu­
stes abzusehen ist. 

§ 17 
Doppelte Buchführung 

Die Krankenhäuser führen ihre Rechnung mich den 
Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung. Be­
sondere Vorschriften des Bundes und des Landes sind zu 
beachten. 

§ 18 
Jahresabschluß 

Die Betriebsleitungen haben den Jahresabschluß und 
den Lagebericht spätestens bis zum Ablauf von 4 Mona­
ten nach dem Abschluß des Wirtschaftsjahres aufzustel­
len, zu unterschreiben und über den Direktor/die Direk­
torin des LWL dem Gesundheits- und Krankenhausaus­
schuß vorzulegen. 

§ 19 
Rechnungsprüfung 

(1) Der Jahresabschluß und der Lagebericht des Kran­
kenhauses sind unter Einbeziehung der Buchführung und 
unter Beachtung des § 32 KHG NW in entsprechender 
Anwendung der für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes der Eigenbetriebe'geltenden Vor­
schriften (§ 106 Gemeindeordnung) durch das Gemeinde­
prüfungsamt der Bezirksregierung:Düsseldorf zu prüfen. 
Dieses bedient sich zur Durchführtmg der Prüfung eines 
Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprufungsgesell­
schaft. 

(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses wird nach den 
allgemeinen für die Jahresabschlußprufung geltenden 
Grundsätzen durchgeführt. Die Prüfung erstreckt sich 
insbesondere auf 

1. die Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens, 
2. die wirtschaftlichen Verhältnisse, 
3. die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaft­

liche Verwendung der Fördermittel nach § 23 KHG 
NWund 

4. die zweckentsprechende- Verwendung der über die 
Investitionsverträge nach § 30 KHG NW erwirtschaf­
teten Investitionsmittel. 

(3) Die Befugnisse und Aufgaben des Rechnungsprü­
fungsamtes des L WL bleiben unberührt. 

§ 20 
Kassengeschäfte 

Die Kassen der Krankenhäuser werden als Sonderkas­
sen geführt. Die Vorschrüten der Verordnung über die 
Kassenführung der Gemeinden (GemKVO) vom 14. Mai 
1995 (GV. NW. S. 523) in der jeweils gültigen Fassung sind 
entsprechend anzuwenden, soweit die Eigenbetriebsver­
ordnung und die Gemeindekrankenhausbetriebsverord­
nung nichts anderes bestimmen. Die Einzelheiten regelt 
eine Dienstanweisung des Direktors/der Direktorin des 
LWL. 

§ 21 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1. Februar 1996 in Kraft. 

Münster, den 26. Januar 19_96 

Wendzinski 

Vorsitzende der 
10. Landschafts­

versammlung 

Dr. Scholle 

Schriftführer der 
10. Landschafts­

versammlung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be­
kannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieser Landschafts­
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnurigsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluß der Landschaftsversammlung vorher beanstan­
det oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschriit und die Tatsache bezeich­
net worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 26. Januar 1996 

2128 

Dr. Scholle 
Direktor des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe 

- GV. NW. 1996 S. 84. 

Bekanntmachung 
über die Aufhebung der Satzung 

über die Behandlungs- und Pflegekosten 
in den psychiatrischen Krankenhäusern 

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
Vom 26. Januar 1996 

Die 10. Landschaftsversammlung des Landschaftsver­
bandes Westfalen-Lippe hat in der Sitzung am 26. Januar 
1996 beschlossen, die Satzung über die Behandlungs- und 
Pflegekosten in den psychiatrischen Krankenhäusern des 
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Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe vom 15. Novem­
ber 1990 (GV. NW. S. 644) aufzuheben. 

Münster, den 26. Januar 1996 

Dr. Scholle 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

- GV. NW. 1996 S. 88. 

Bekanntmachung 
der Satzung der HauptfürsorgesteIle 

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
über die Zuweisung von Mitteln der 

HauptfürsorgesteIle aus der Ausgleichsabgabe 
nach § 11 SchwbG an die örtlichen FürsorgesteIlen 

bei den kreisfreien Städten, 
Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen 

in Westfalen-Lippe 
für das Haushaltsjahr 1996 

Vom 26. Januar 1996 

Die 10. Landschaftsversammlung des Landschaftsver­
bandes Westfalen-Lippe hat aufgrund des § 11 des 
Gesetzes zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge und 
des Schwerbehindertengesetzes (DG-KoF SchwbG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. November 1987 
(GV. NW. S. 401) in Verbindung mit den §§ 6 Abs. 1 und 7 
Abs. 1 Buchstabe d) der Landschaftsverbandsordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 657) in der 
Sitzung am 26. Januar 1996 folgende Satzung der Haupt­
fürsorgestelle beschlossen, die hiermit bekannt gemacht 
wird. 

§ 1 

Für das Haushaltsjahr 1996 werden den kreisfreien 
Städten, Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen 
als örtliche Fürsorgestellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 3 des Schwerbehindertengesetzes in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur 
Regelung von Zuständigkeiten nach dem_ Schwerbehin­
dertengesetz vom 31. Januar 1989 (GV. NW. S. 78) 

30 vom Hundert 

des Aufkommens an Ausgleichsabgabe zugewiesen. 

§ 2 

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser 
Satzung sind die Einnahmen der Hauptfürsorgestelle 
Münster im Haushaltsjahr 1995 aus den Ausgleichsabga­
bezahlungen der Arbeitgeber gemäß § 11 des Schwerbe­
hindertengesetzes unter Berücksichtigung des Finanz­
ausgleichs zwischen den HauptfürsorgesteIlen für das 
Jahr 1994 abzüglich der Abführung an den Ausgleichs­
fonds gemäß § 11 Abs. 4 des Schwerbehindertengesetzes. 

§ 3 

(1) 25 vom Hundert des Aufkommens an Ausgleichsab­
gabe werden auf die örtlichen Fürsorgestellen aufgeteilt 
entsprechend der Zahl der Schwerbehinderten, die am 
31. 10. 1994 in ihrem Zuständigkeitsbereich auf Arbeits­
plätzen von beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern (§ 5 
Abs. 1 SchwbG) beschäftigt wurden. 

(2) Die durch die örtlichen Für50rgestellen bis zum 
Ende des Haushaltsjahres 1995 nicht verausgaben und 
nicht gebundenen Mittel an Ausgleichsabgabe werden 
auf den nach Absatz 1 errechneten Betrag angerechnet. 

(3) Die Hauptfürsorgestelle kann einzelnen örtlichen 
Fürsorgestellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über 
die ihnen nach Absatz 1 und 2 zugewiesenen Beträge 
hinaus Ausgleichsabgabemittel zur Verfügung stellen, 
soweit dadurch der Gesamtbetrag nach § 1 nicht über­
schritten wird. 

(4) Die örtlichen Fürsorgestellen berichten der Haupt­
fürsorgestelle bis zum 31. 1. des Folgejahres über die 
Verwendung der Ausgleichsabgabe per Vordruck (An- Anlage 
lage). 

Münster, den 26. Januar 1996 

Wendzinski 

Vorsitzende der 
10. Landschafts­

versammlung 

Dr. Scholle 
Schriftführer der 
10. Landschafts­

versammlung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be­
kannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieser Landschafts­
verbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c} der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluß der Landschaftsversammlung vorher beanstan­
det oder 

d} der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich­
net worden, die den Mangel ergibt 

Münster, den 26. Januar 1996 

Dr. Scholle 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 
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(Stempel der Fürsorgestelle) 

Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe 
- Hauptfiirsorgestelle _~ 

48133 Münster 

Anlage 1 

.. , .. _"""."... ... .,...,.'-..,.-.-_.~.~_.~._._-_ ........... ...., .. - ...•..•....... " .............. . 
Ort,. Datum 

> 
Leistungen der örtlichen Fiirsorgestelle .......................... '" .......... , .. " ..... Y." •• ~ ••••• , ••• , ............... ~ ..................... _ •••• , ••••••• •••••••••• , •••••••• , .... , •••••••• ,. 

aus Mitteln der Ausgleichsabgabe)m HaustIal~jahr 1996 

1 Beratungen 

1.1 Haushesuche 

1.2 Betriebsbesuche 

1.3 Schwerbehinderten-Versammlungen 

2 Mittelbewirtschaftung 

2.1 Zuweisung der Hauptfürsorgestelle Münster. 

vom .......................... , .. , ............... ~~ ................ ~"' .. -.... ;_~ ...... _ _._üh.er 

vom 

vom 

2.2 Einnahmen insgesamt: 

- davon DarlehensrUckflüsse, Erstattungen, 
überzahlungen usw. 

- davon Zinseinnahmen aus der Anlage 
der Ausgleichsabgabe 

2.3 AusgabenIBindungen insgesamt: 
Summe der Spalten 3.5 +3.6 . 

2.4 Verfügbare Mittel (2.1+2.2-2.3) 

über 

über 

................................................ : ...................................... DM 

....................................................................................... DM 

... : .............. :c ..... :: .............................. , ............................. DM 

.............. , ........................................................................ DM 

. ...................................................................................... DM 

......................................................................................... DM 

.......................... , ........................................................... DM 



3 Leistungen an Arbeitgeber und an Schwerbehinderte 

§ 19 technische Arbeitshilfen 

§ 20 Erreichung des Arbeitsplatzes 

§ 21 wirtschaftliche Selbständigkeit 

§ 22 Wohnungsfürsorge 

§ 23 Erholungshilfe 

§ 24 berufliche Fortbildung 

§ 25 Leistungen in bes. Lebenslagen 

§ 26 Leistungen an Arbeitgeber 

insgesamt 

- GV. NW. 1996 S. 89. 
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Einzelpreis dieser Nummer 4,40 DM 
zuzügL Porto- und Versandkosten 

Bestellungen, Anfragen US\\,o sind an den A. Bage! Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für 
Aboßnementsbcstellungen: Grafenberger Allee 100, Fax (0211) 9682/229, Tel. (0211) 96821238 (8.00-12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf 

Bezugspreis halbjährlich 57,- DM (Kalenderhalbjahr). Jahresbe:zug 114,- DM (Kalenderjahr), zahlbar im voraus. A,bbestellungen für Kalenderhalbjahres­
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjabresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim. A. Bage! Verlag vorliegen. 

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Erscheinen anerkannt. 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer L S. d. § 14 UStG enthalten. 
Einzelbestl!'llungcn: Grafenberger Allee 100, Fax (0211) 96821229, Tel. (0211) 96821241, 40237 Düsseldorf 
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